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Academica. 
V. 


In der Miniſterialverordnung vom 16. April 1856, welche die 
von den Studirenden der Rechts- und Staatswiſſenſchaften abzule⸗ 
genden Staatsprüfungen regelte, war durch die 88 33 und 34 be⸗ 
ſtimmt, daß ein bei derſelben Staatsprüfung zweimal reprobirter Can⸗ 
didat an keiner rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultät oder Rechts⸗ 
akademie weiterhin als ordentlicher Hörer aufgenommen, zu keiner fer⸗ 
neren Wiederholung der Prüfung und auch nicht zur Ablegung der 
jurtdiſchen Rigoroſen zugelaſſen werden dürfe. Dieſe Beſtimmungen 
haben nur drei Jahre vollinhaltlich in Kraft beſtanden, durch den 
Miniſterialerlaß vom 7. October 1859 wurden ſie beſeitigt bis auf 
die Beſtimmung über den Ausſchluß von den Rigoroſen in Folge 
zweimal mißlungener Staatsprüfung. 

Das Motiv der Aufhebung iſt in dieſem Erlaß indirect ausge⸗ 
ſprochen, indem den Commiſſionen für künftighin zur ſtrengen Pflicht 
gemacht wird, bei Wiederholungsprüfungen keinen anderen Maßſtab 
anzulegen als bei dem erſten Examen. Es muß die Erſcheinung zu 
Tage getreten ſein, daß die Commiſſionen bei den Wiederholungs⸗ 
prüfungen viel nachſichtiger zu Werke gingen um nicht mit der zweiten 
Reprobation den Ausſchluß von den Studien u ſ. w. ausſprechen 
zu müſſen. 

Wir glauben indeß, daß die Abſicht nicht erreicht worden iſt, 
weil auch jetzt die wiederholte Reprobation mit ungleich härteren und 
ſagen wir es gleich, mit zu harten Folgen verknüpft iſt. Die Verhält⸗ 
niſſe liegen nunmehr ſo. Für die erſte Wiederholung der rechtshiſto⸗ 
riſchen Staatsprüfung wird nach dem Ermeſſen der Commiſſion ein 
Termin von einem oder zwei Semeſtern beſtimmt, es iſt alſo von 
vorneherein eine Minimal⸗ und Maximalgrenze der Reprobationsfriſt 


feſtgeſetzt. Für die judicielle und ſtaatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung 
fehlen ausdrückliche Normen, nur per analogiam kann die Zeit von 
zwei Semeſtern als das geſetzliche Maximum angenommen werden, ein 
Minimum beſteht entſchieden nicht. 

Bei jeder, ſei es in der rechtshiſtoriſchen, judiciellen oder ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung, ausgeſprochenen erneuerten Reproba⸗ 
tion hingegen haben zwei akademiſche Semeſter als das Minimum zu 
gelten und die Zulaſſung zur Wiederholungsprüfung iſt an die Be⸗ 
dingung des neuerlichen Beſuchs jener Vorleſungen geknüpft, welchen 
die Commiſſton anzuordnen findet. 

Die ganz ungleichmäßige Härte dieſer Beſtimmungen, den Folgen 
der erſten mißlungenen Prüfung gegenüber iſt offenbar. Die erſte 
Reprobation wird oft auf nicht mehr als zwei oder drei Monate aus⸗ 
geſprochen, wenigſtens bei der judiciellen und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Staatsprüfung, bei der rechtshiſtoriſchen in der Regel auf ein Se⸗ 
meſter, welches im Falle günſtigen Erfolgs der Wiederholungsprüfung 
in das juridiſche Quadriennium einzurechnen iſt; die zweite Reproba⸗ 
tion muß zwei akademiſche Semeſter umfaſſen, d. h. für Candidaten 
des judictellen und namentlich des ſtaatswiſſenſchaftlichen Examens, 
welches zu jeder Zeit während des Studienjahres abgelegt werden 
kann, thatſächlich 13, 14, 15, ja vielleicht 18 Monate. Die Repro⸗ 
bation kann aber auch auf noch längere Zeit wirken, ja es fehlt ſogar 
jede ausdrücklich ausgeſprochene Minimalgrenze im Geſetze, — nur 
indirect vermag man ſie auf ein Biennium zu fixiren, nämlich auf 
die in dem regelmäßigen Univerſitätsſtudium zur Vorbereitung für 
jedes Examen beſtimmte Zeit. 

Ganz abgeſehen hievon hat die Verordnung von 1859, welche 
die Rechtswirkungen der zweiten Reprobation abſchwächen wollte, die⸗ 
ſelben für die Candidaten des zweiten und dritten Examens in einer 
Richtung verſchärft. Die urſpruͤngliche Verordnung kannte eine Ver⸗ 
pflichtung zu nachträglichem Collegienbeſuch ausdrücklich nur bei einer 
Reprobation in der rechtshiſtoriſchen Staatsprüfung, falls dieſe auf 
zwei Semeſter verhängt war; wenn das Jahr ohnehin verloren war, 
konnte der Student ganz gut die für das rechtshiſtoriſche Examen 
vorbereitenden Collegien nochmals hören, deßhalb mußte aber auch die 
Commiſſion eine ſolche Weifung geben, nur die nähere Beſtimmung 
der zu hörenden Fächer ſtand ihr frei. 

Durch die Nachtragsverordnung von 1859 iſt dieſe Einrichtung 
ausgedehnt auf die zweiten Reprobationen bei den beiden anderen 
Staatsprüfungen und es ſcheint daher analog auch hier die Anweiſung 
zum nachträglichen Collegienbeſuch ein nothwendiger Beſtandtheil des 
Reprobationserkenntniſſes zu ſein, wenn auch der Wortlaut des Er⸗ 
laſſes dies nicht völlig klar ausſpricht. 

Für die Candidaten der dritten Staatsprüfung vor allen, welche 
faft durchwegs auf Grund der Miniſterialverordnung vom 16. Mat 
1859 bereits in die Concepts⸗, Richteramts⸗ Advocaturs⸗ oder No⸗ 
tariatspraxis eingetreten find, ſchließt dieſe Verpflichtung, noch zwei 
Semeſter an der Univerſität zuzubringen, eine Wirkung ein, welche 
mit den Folgen einer früheren Reprobation in gar keinem Ver⸗ 
hältniß ſteht. a 


Solche Normen koͤrnen der Abſicht des Geſetzgebers unmöglich 
entſprechen, bei dem erſten und dem wiederholten Examen einen 
gleichen Maßſtab angewandt zu ſehen; ſoll die Beurtheilung in beiden 
Fällen von denſelben Geſichtspunkten ausgehen, dann dürfen die Rechts⸗ 
folgen der erſten und die einer ſpäteren Reprobation nicht weſentlich 
von einander verſchiedene ſein. 

Wir treten daher ein für eine raſche Aenderung der beſprochenen 
Beſtimmungen, denn wir ſind überzeugt, daß ſie nur deßhalb ſo lange 
unangefochten dlieben, weil eine mit der Abſicht des Geſetzgebers nicht 
übereinſtimmende Milde der Praxis ihre Härten nicht, fühlbar machte. 

Bei der rechtshiſtoriſchen Prüfung iſt nur eine Reprobation 
nach Semeſtern denkbar, da es hier Prüfungstermine nur zu Schluß 
des erſten und zweiten und zu Anfang des erſten Semeſters gibt, 
eine Verpflichtung zu nachträglichem Collegienbeſuch empfiehlt ſich des⸗ 
gleichen, da es ſich um Studenten handelt. Bei dem judiciellen und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Examen iſt das unbedingte Feſthalten an beiden 
Forderungen ungerecht. Man firire die Minimalgrenze der Reproba⸗ 
tion auf die Zeit von drei Monaten leine Lücke, welche ausgefüllt 
werden muß), die Maximalgrenze auf zwei akademiſche Semeſter, 
man ſtelle es den Commiſſionen frei, in beſonderen Fällen das Hören 
von Vorlefungen vorzuſchreiben (deßhalb wollen wir das Maximum 
der Reprobationsfriſt nach Semeſtern berechnet wiſſen), verpflichte ſie 
aber nicht dazu. 

Auch der Ausſchluß von den Rigoroſen iſt nicht haltbar, als 
Folge unglücklicher Staatsprüfungen, wenn man den verſchiedenen 
Charakter beider Prüfungsarten ins Auge faßt, und am allerwenigſten 
in dem Falle, daß die erſte und zweite Reprobation durch eine nach⸗ 
trägliche Approbation getilgt iſt. Es wäre doch entſchieden eine Herab⸗ 
würdigung der Rigoroſen zum Disciplinarmittel, wenn z. B. einem 
bei der rechtshiſtoriſchen Staatsprüfung zwei Mal reprobirten, ſchließlich 
aber approbirten, bei dem judiciellen und ſtaatswiſſenſchaftlichen Examen 
etwa gar als mit Auszeichnung befähigt erklärten Candidaten die Ab⸗ 
legung der Rigoroſen verwehrt ſein ſollte. 

Unter allen Umſtänden und bei allen drei Prüfungskategorien 
gehe man aber davon ab, für eine erſte und ſpätere Wiederholung 
verſchiedene Friſten zu beſtimmen, denn weder Unfleiß noch Unfähig⸗ 
keit werden durch die progreſſive Verlängerung derſelben geheilt, ſon⸗ 
dern die Dauer der Termine beſtimmt ſich naturgemäß nur nach dem 
Grade des Nicht-⸗Wiſſens. 

Bemerkung der Redaction. 

Wie uns über Anfrage mitgetheilt wird, hat der Herr Verfaſſer 
den vorſtehenden Aufſatz geſchrieben mit Zugrundelegung des Textes 
der Miniſterialerläſſe, wie er in der im Auftrage des Unterrichts⸗ 
miniſteriums von Than verfaßten Zuſammenſtellung der akademiſchen 
Geſetze und Verordnungen enthalten iſt. Wie jedoch aus dem Reichs⸗ 
geſetzblatte zu entnehmen, iſt der Text des Erlaſſes vom 7. October 
1859 in einem Punkte bei Thaa weſentlich entſtellt und daher auch 
obige Ausführung in dieſer Rückſicht hinfällig Die Prüfungscommiſ⸗ 
ſionen haben bei wiederholter Reprobation dem Candidaten Weiſungen 
zu neuerlichem Collegienbeſuch nicht „ebenfalls“, ſondern „allen 
falls“ zu geben. Nach dieſer Faſſung erſcheint aber Folgendes ſehr 
eigenthümlich: Der Erlaß von 1859 gilt für alle drei Staatsprü⸗ 
fungskategorien, es iſt daher in dem rechtshiſtoriſchen Examen mög⸗ 
lich, bei der zweiten Reprobation von der Pflicht zu nachträglichem 
Collegienbeſuch zu befreien, während dieſe mit der erſten Reproba⸗ 
tion auf zwei Semeſter, für welche noch die früheren Beſtimmungen 
gelten, untrennbar verbunden bleibt. S 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Frage, nach welchen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen gegen 
Pfarrer, welche Landwehrmänner, die in den drei ftellungspflich- 
tigen Altersclaſſen ſich befinden, trauen, vorzugehen iſt. 


Der epangeliſche Pfarrer zu B. hat aus Verſehen und ohne 
jede böſe Abſicht den Landwehrmann Bernhard T. getraut; ebenſo der 
evangeliſche Pfarrer zu E. den Landwehrmann Mathias Sch. Die 
diesfälligen Acten und Correſpondenzen wurden vom Landwehrcom⸗ 
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mando an die Landesregierung zur geeigneten Verfügung geleitet, 
welche nicht nur den Bezirkshauptmann in Tſch. zur ſofortigen Ein⸗ 
leitung der Strafamtshandlung anwies, ſondern auch die evangeliſch⸗ 
ſchleſiſchen Superintendentur in O. erſuchte, der unterſtehenden Geiſt⸗ 
lichkeit das Eheverbot, welches für d’e in den drei ſtellungspflichtigen 
Altersclaſſen Stehenden durch die SS 44 und 52 des Wehrgeſetzes 
ſtatuirt wird, in Erinnerung zu bringen. 

In Folge deſſen hat der Bezirkshauptmann in T. den Pfarrer 
in E. und den Pfarrer in B. wegen Außerachtlaſſung des § 45 des 
Wehrgeſetzes, unter Berückſichtigung der obwaltenden mildernden 
Umſtände, jeden mit einem ſtrengen Verweiſe beſtraft. 

Die Landesregierung aber hat, da der § 45 des Wehrgeſetzes 
die gegen die Beſtimmungen des Wehrgeſetzes eingegangene Verehe⸗ 
lichung ſowie die ſchuldbare Mitwirkung zu derſelben mit Geld⸗ und 
Haftſtrafen bedroht, und da nach § 4 der Miniſterialverordnung vom 
31. Jänner 1860 die Behörden erſter Inſtanz immer innerhalb des 
geſetzlich feſtgeſetzten Ausmaßes die Strafe zu bemeſſen haben, daher 
die Anwendung des Verweiſes als Strafe im vorliegenden Falle geſetz⸗ 
lich unzuläſſig ſei, die beiden Straferkenntniſſe gegen die evangeliſchen 
Pfarrer in B. und E. als ungeſetzlich von Amts wegen aufgehoben 
und die Vornahme neuerlicher Verhandlungen, welchen auch die beiden 
Landwehrmänner Mathias Sch. und Bernhard T. beizuziehen wären, 
(falls nicht rückſichtlich derſelben nach § 4 der Miniſterialverordnung 
vom 3. April 1855 die Verjährung bereits eingetreten iſt) — ſowie 
die Schöpfung neuerlicher Erkenntniſſe aufgetragen. 

Bei der diesfälligen neuerlichen Strafverhandlung haben die 
zwei evangeliſchen Pfarrer gegen das erneuerte Strafverfahren Ein⸗ 
ſprache erhoben und den Miniſterialrecurs gegen die Entſcheidung der 
ſchleſiſchen Landesregierung angemeldet, worauf der Bezirkshauptmann 
in T das weitere Verfahren ſiſtirte. 

Betreffend die Strafverhandlung gegen die beiden Landwehr⸗ 
männer berichtete der Bezirkshauptmann, daß ſeit deren Verehelichung 
bereits mehr als drei Monate verfloſſen ſind, ſomit die Verjährung 
eingetreten ſei. Als Rechtfertigung wegen der unterlaſſenen Einleitung 
des Strafverfahrens gegen die beiden Landwehrmänner bemerkte der 
Bezirkshauptmann, daß in dem Geſetze vom 13. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 68, über die Landwehr eine beſtimmte Norm rückſichtlich der Ver⸗ 
ehelichung der Landwehrmänner nicht enthalten; daß aus dem $ 52 
des Heeresergänzungsgeſetzes wohl zu entnehmen ſei, daß bei Land⸗ 
wehrmännern erſt wenn ſie die dritte Altersclaſſe überſchritten haben, 
rückſichtlich der Verehelichung die allgemeinen Geſetze gelten; auch ſei 
mit dem Erlaſſe vom 4. October 1869, 3. 7565 bekanntgegeben 
worden, daß Landwehrmäͤnner, welche ſich verehelichen wollen, dazu 
einer beſonderen Bewilligung bedürfen. Eine Strafe gegen dawider⸗ 
handelnde Landwehrmänner erſcheine aber weder im Heeresergänzungs⸗ 
geſetze noch im Landwehrgeſetze feſtgeſetzt und deßwegen ſei er der An⸗ 
ſicht geweſen, daß im Sinne des $ 27 lit. e des Landwehrgeſetzes 
die Competenz zur Einleitung der Straf. beziehungsweiſe Disciplinar⸗ 
behandlung dem Landesvertheidigungsminiſtertum vorbehalten bleibe; 
der § 45 des Heeresergänzungsgeſetzes könne nicht auf die Landwehr⸗ 
mannſchaft angewendet werden, da Landwehrmänner, die ſich vor dem 
Austritte aus der dritten Altersclaſſe ohne Bewilligung verehelichen, 
nicht nach den diesfälligen Strafbeſtimmungen behandelt, nämlich 
weder von Amts wegen geſtellt, noch gegen ſie die für den Fall der 
Untauglichkeit feſtgeſtellten Geld⸗ oder Haftſtrafen in Anwendung 
gebracht werden können. Ein anderes Strafansmaß ſei aber in keinem 
Geſetze enthalten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 19. Mai 1872, 
3. 7163 und 7241 die Recurſe der beiden Pfarrer gegen die neu⸗ 
erliche Strafamtshandlung zurückgewieſen; in Bezug auf dieſe einzu⸗ 
leitende neuerliche Strafamtshandlung aber entſchieden, daß dieſelbe — 
bei dem Umſtande, als die Uebertretung des § 52 des Wehrgeſetzes 
und des § 36 alin. 8 der Kundmachung vom 6. September 1870, 
3. 5637, L. G. Bl. Stück XXIV. Nr. 47 mit einer beſonderen 
Strafe nicht bedroht iſt und der $ 45 des Wehrgeſetzes auf den vor: 
liegenden Fall nicht in Anwendung gebracht werden kann, inſoferne 
auf Schuld erkannt wird, mit Anwendung der Verordnung vom 
30. September 1857, R. G. B. Nr. 198, durchzuführen ſei. 
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Auf eine nach abgeſchloſſenem Forſtſtrafverfahren und verkündetem 

Erkenntniſſe durch den von den Parteien gewählten Sachverſtändi⸗ 

gen erhöhte Schadenserſatzbemeſſung kann keine Nückficht genom⸗ 

men werden, wenn der Beichädigte gegen die irrthümliche Berech⸗ 
nung keine Einwendung erhebt. 

Ueber die Anzeige des Grundbeſitzers M. gegen den Grundbe⸗ 
ſitzer S, wegen unbefugten Graßetbezuges und Umhauens junger 
Lerchenſtämme wurde von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in K. er⸗ 
kannt: „Beſchuldigter jet der Uebertretung des Forſtgeſetzes nach § 60 
sub 3 und 4 und nach § 62 ſchuldig und werde zu einer Geldſtrafe 
von 5 fl. und zum Erſatze des dem Kläger M. durch Graßetſchnaiteln 
und Umhauen junger Lärchenſtämme verurſachten Schadens verurtheilt, 
welcher bei der Verhandlung von dem Sachverſtändigen, Forſtmann P. 
auf welchen die Parteien. compromittirt hatten, auf den Betrag von 
6 fl. 26 kr. veranſchlagt wurde. 

Der Verurtheilte recurrirte gegen das Erkenntniß bezüglich der 
Schuldfrage. Judeſſen noch vor Unterbreitung der Acten an die zweite 
Inſtanz überreichte der Sachverſtändige, Forſtmann P., eine Rectifi⸗ 
cation, in welcher er bemerkte, daß er ſich geirrt habe und daß der 
dem Kläger M. durch den Geklagten S. verurſachte Schaden nicht 
6 fl. 26 kr, ſondern 26 fl. 37 ¼ kr. betrage. 

Die Statthalterei beftätigte jedoch unterm 29. November 1872, 
3. 14.072 das bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß und entſchied 
über die nachträglich durch den Sachverſtändigen beantragte Erhöhung 
des Schadenerfatzes: „Nachdem die Parteien M. und S über den 
Schadenersatz im Betrage von 6 fl. 26 kr. bei der Strafverhandlung 
gegen Letzteren ſich geeinigt haben und der Beſchädigte gegen die irr⸗ 
thümfiche Berechnung des Schadens keine Einwendung machte, jo 
kann bei der Entſcheidung des Recurſes, welchen S. gegen das ge⸗ 
ſchöpfte Erkenntniß der erſten Inſtanz eingebracht hat, mit welchem er 
wegen Uebertretung des Forſtgeſetzes zu einer Geldſtrafe von 5 fl. und 
zur Schadenerſatzleiſtung von 6 fl. 26 kr. verurtheilt worden iſt, auf 
die nachträglich erhöhte Schadenerſatzbemeſſung keine Rückſicht ge⸗ 
nommen werden“. P. F. 


Geſchichte der Bienenzucht in rechtlicher und adminiſtrativer 
Beziehung. 

Das ältere Recht zählt die Bienen, welche aus der Gewalt des bisherigen 
Eigenthümers gekommen ſind, dem Wilde zu; die Biene wird bezeichnet als ein 
wilder Wurm, und noch der niederöſterreichiſche traetatus de juribus incorporalibus 
vom 13. März 1679 (cod. austr. III. Bd.) zählt die Immen oder Bein unter die 
wilden Thiere, und behandelt ſie im IX. Titel unter den Gejaidern. Als das Jagd⸗ 
recht als ſelbſtſtändiges, vom Grundeigenthum getrenntes Recht des Landes⸗ 
herrn oder der Dominien ſich ausbildete, gab es viele Streitigkeiten über die Bienen 
gegenüber den Jagdherren. Es bedurfte verſchſedener landesherrlicher Verordnungen 
oder Receſſe, um die Grundeigenkhümer und Bienenzüchter gegen die Jagdherren zu 
ſchützen. Als Beiſpiele dienen die perpetuirlichen Vergleiche des Erzherzogs Fer⸗ 
dinand Carl von, Tekerreidh von 1653 und Kalſers Leopold von 1690 mit den 
Inſaſſen und Begüterten der Markgrafſchaft Burgau, worin den Jägern die bisherige 
Uebung unterſagt wird, die in eigenthümlichen Hölzern gefundenen Bienen dem 
Eigenthumsherrn hinwegzunehmen, auch die fruchtbaren Bäume auf den Feldern 
niederzuhauen und ſich zuzueignen. 

Hatte die dem Grundeigenthümer günſtige deutſche Rechtsanſchauung im 
Bienenrechte Anmaßungen der Jagdherren zurückgewieſen, ſo war anderſeits dieſe 
Rechtsanſchauung den Bienenzüchtern ſelbſt nicht überall hold. Insbeſondere find es 
einzelne Partiecularrechte, Herrſchaftsrechte in Weisthümern oder Taidingbüchern des 
16. und 17. Jahrhunderts, welche das Recht, Bienen zu halten, als ein ausſchließend 
adeliges oder Herrſchaftsrecht bezeichnen, von welchem die Bauern gänzlich ausge⸗ 
ſchloſſen find; das Verfolgungsrecht auf fremdem Grund ift vielfach beſchränkt oder 
an Abgaben gebunden; es iſt ſchon ein Fortfchritt, daß der traetatus dem verfolgen⸗ 
den Eigenthümer geſtattet, den Schwarm auf fremdem Grunde zu ſchöpfen, „doch 
ſoll er ihn hernach ſtehen laſſen, bis er den, welcher denſelben Grund ſonften zu 
genießen, deſſen erinnert, den er auch mit einem Honigfladen davon zu verehren 
ſchuldig“. Die älteren Rechtsquellen ſprechen herrenloſe Bienenſchwärme bald dem 
Eigenthümer des Grundes, bald dem Finder zu, bald ordnen ſie eine Theilung 
zwiſchen beiden an. Unſer bürgerliches Geſetzbuch (§ 384) begünſtigt den Grund⸗ 
eigenthümer. — Weit drückender noch als die Beſtimmungen über das Eigenthums⸗ 
recht an Bienen waren für Die Bienenzucht die zahlreichen Feudalabgabeu, mit welchen 
ſie belaſtet war. Zu den Honig⸗ und Wachszinſen der älteren Zeit waren der Zehent, 
bald als Abgabe des zehnten Theiles an Honig und Wache, bald als ſolche des zehnten 
Bienenſtockes und andere Herrenforderungen, dann Forderungen und Verbietungs⸗ 
rechte der Eigenthümer benachbarter von den Bienen beſuchter Grundſtücke oder der 
Gemeinden gekommen. 


Es war der Geſetzgebung der Kaiſerin Maria Thereſia und Kaiſer 
Joſeph ll. vorbehalten, der Bienenzucht Schutz und Förderung zu gewähren. 

Das Patent vom 8. April 1775 (Kropatſchek, Geſ. Mar. Ther. 7 Bd., 
S. 204) gilt mit Rückſicht auf die damaligen Verhältniſſe als Schutzbrief der öſter⸗ 
reichiſchen Bienenzuchr. 

Der Eingang des Patentes lautet wie folgt: 

„Die Nutzbarkeit der Bienenzucht, bei der manch fleißiger Unterthan die reinſte 
und ſicherſte Quelle feiner Contributionen für die Erforderniſſe des Staates findet, 
hat Unſere landesmütterliche Sorgfalt rege gemacht, und wir haben Uns entſchloſſen 
dieſen wichtigen Nahrungsſproſſen durch beſondere Auſmerkſamkeit, und Unterſtützung 
nach und nach in unferen Provinzen zu verbreiten, mithin auf einer Seite die erforder⸗ 
lich e Hilfe zu ſchaffen, auf der anderen aber die Hinderniſſe zu entfernen, die der Ver⸗ 
größerung dieſes Gegenwurfes entgegen ſtehen. 

Wir haben dahero auf Unkoſten des Aerarii 

1. In Wien eine Hauptlehrſchule der Bienenzucht errichtet, welche in dem Garten 
des Bellvedere allen Lehrbegierigen offen ſtehet, um dort die nöthigen Kenntniſſe theoretiſch, 
praktiſch, und unentgeltlich zu ſammeln. 

2. Haben wir wirklich die Einleitung getroffen, wiederum in einem andern 
Theile von Unteröſterreich eine ſubalterne Bienenſchule, und wiederum eine in Mähren 
zu beſtellen, mit der nöthigen Weiſung an die Landesregierungen überhaupt, wie eines 
Theils die Wirlſamkeit dieſer Lehrſchulen thätlich verbreitet, andern Theils aber nach 
und nach auch in anderen Gegenden und Provinzen, wo es die Lage geſtattet, das Bei 
ſpiel ergriffen, und ähnliche Vorſehungen getroffen werden ſollen. Es werden alſo 

3. die in dieſem Patente enthaltenen Vorſichten derzeit nur allein für Oeſter⸗ 
reich unter der Enns und das Markgrafthum Mähren geſetzmäßig beſt mmet und beider⸗ 
ſeitiger Landesregierungen anbefohlen, 

4. daß dieſelbe die Aufmerkſamkeit bei dem Geſchäfte der Bienenzucht in dem Lande 
und ihren Schutz als einen wichtigen Theil ihrer Pflichten betrachten ſollen.“ 

Artikel 5 und 6 treffen weitere Beſtimmungen über die Bienenſchulen. 

Artikel 7 und 8 erklären zu mehrerer Aneiferung der Bienenzucht dieſelbe auf 
ewige Zeiten von der Bürde alles Zehents frei und treffen darüber weitere Ordnung. 

Artikel 9 beſtimmt Folgendes: 

„Wo die Bieneneigenthümer ihre Bienenſtöcke auf die Waide, als zum Beiſpiele 
auf die am Ende des Sommers blühenden Haidefelder, zu führen verlangen, iſt es 
ihnen allerdings ohne Hindernifje des Grundeigenthümers um fo mehr zu geſtatten, 
als die Bienen dem Wachsthume der Pflanzen nicht im mindeſten Schaden zufügen 
können; es iſt aber dieſer Gebrauch ohne Schaden des Eigenthümers des Grundes in 
allweg zu pflegen, und für den unſchädlichen Gebrauch demſelben ein billiges Welde⸗ 
geld, nach Einvernehmen zu reichen, dermaſſen jedoch, daß es für einen Stock 2 kr. nicht 
überſteigen ſolle, wohl rerſtanden, daß ſowohl die Hütte, als die Bewachung dem Eigen» 
thümer der Bienenſtöcke befonders zur Laſt liege. 

10. Von den auf die Waide führenden, und zurückführenden Bienenſtöcken iſt 
keine Maut oder andere Abgabe, die alleinige Wegmaut ausgenommen, zu bezahlen. 

11. Geben wir den Unterthanen unſere landesfürſtliche Verſicherung, daß auch 
wir die Bienenzucht niemals mit einer beſonderen Anlage, oder Abgabe an das Aera⸗ 
rium belegen, oder zu was für öffentlichen, oder Privat⸗Vortheilen es fein möge, belegen 
laſſen, ſondern fle vielmehr bei vollkommener Freiheit ſchützen. ſchirmen, und unter» 
ſtützen werden. 


12. Erwarten wir von den Grundherren gleichen Vorſchub, und zweifeln nicht, 
fie werden ihren eigenen Wohlſtand erkennen, der mit den verbeſſerten Glücksumſtänden 
der Unterthanen ihnen ſelbſt zuwachſet. In welcher Betrachtung ſie befließen ſein werden, 
dem ärmeren Ackersmanne unter die Arme zu greifen, daß er von der Beſſerung unferer 
nach und nach ſich verbreitenden Lehrſchulen wirkſamen Nutzen ſchöpfen, und in Gelegen⸗ 
heit verſezt werden möge, ſich wenigſt den erſten Bienenſtock anzuſchaffen, der ſchon von 
ſelbſt den Stoff zur künftigen Verbreitung giebt. In gleicher Abſicht 

13. erklären wir, und wollen, daß überhaupt die Freiheit, Blenen in beliebiger 
Anzahl zu pflegen, für jeden Unterthan unverlezt erhalten, und in dieſem Gewerbe 
keiner gehindert werden folle, maßen jene Herrſchaften und Beamten unſere Gnade zu 
erwarten haben ſollen, welche den Unterthauen in dieſem ihren freien Gewerbe, und 
zwar in der Pflege ſowohl, als in dem Handel und Wandel mit Honig und Wachs 
die mindeſte Hinderniß und Zwang im Weg zu legen, oder den bloß ihren der Un⸗ 
terthanen Fleiß aus der natürlichen Billigkeit gebührenden Nutzen, anf was immer 
für Art es ſein möge, zu beſchränken, oder zu ſtören ſich unterſtehen follen. 

14. Geſtatten wir dem Eigenthümer der Bienen, daß er ungehindert die ver⸗ 
flogenen Schwärme durch 24 Stunden auch auf fremden Grund und Boden verfolgen, 
und gegen billige Vergütung der allenfalls von einem Dritten gemachten Auslagen ein⸗ 
holen könne. 

15. Wird unter Erſtattung des doppelten Werths verbothen, eines Dritten 
Bienen zu vertilgen, es möge aus was immer für Vorwand geſchehen; auch gegen die 
Raubbienen ſolle dieſe Vertilgung nicht Platz greifen, maßen es ganz wohl andere Mittel 
giebt, die eigenen Bienenſtöcke gegen Raubbienen ſicher zu ſtellen. 


19. Wider die Bienen diebe ſelbſt, weil ein derlei Diebſtahl inter furta quali- 
ficata gehörig iſt, ſolle nach der Strenge der Criminalrechte durch die Landgerichte ex 
Offico nach unſerer beſtehenden Vorſchrift der Landgerichtsordnung Art. 94, § 11 ver⸗ 
fahren werden, und werden jene Obrigkeiten und Landesgerichte in beſondere Verantwortung 
gezogen werden, deren nachſichtliches Betragen allenfalls uns angezeigt werden wird.“ 

Dem Patente iſt eine Inſtrution beigegeben für die vom Staate als Lehrer an⸗ 
geſtellten Bienenmeiſter. Denſelben obliegt nicht bloß der Unterricht an den Schulen; 
„der Lehrer iſt auch verbunden, alle in der Bienenpflege vorkommende Zweifel, und 
Anſtände jedermann zu bea tworten und aufzuklären, auch wenn es gefordert werden 
ſollte, ſich gegen unentgeltliche Beiſchaffung der Fuhren, Unterhalt⸗ und anderer Koſten 
auf das Land zur Unterſuchung und Beförderung des Bienenſtandes un verweigerlich 
zu begeben. Die Landesregierung hat über den Fortgang der Bienenzucht im Lande dem 
Hofe jährlich einmal Bericht abzuſtatten, und es ſind in den öffentlichen Zeitungen die 
wahrhaften Reſultata zu allgemeiner Aneiferung bekannt zu machen. Der Lehrer ſoll 
endlich auch befließen fein, die Bienen, wo fie nicht ſelbſt an Gegenden ſtehen, in 
denen auch bei ausgehenden Frühling⸗ und Sommerblüthen genügliche Nahrung zu 
finden, auf die Weide zu führen, und den pflegenden in ſeinem Diſtricte auch dieſen 
durch die Probe beſtätigten glücklichen Handgriff zu zeigen, gegen welchen manche noch 
eingenommen ſind.“ - 

Die Bienenzucht ſelbſt ftand jedoch damals noch auf der Stufe bloßer Experi⸗ 
mente mit mehr oder minder glücklichen Handgriffen; erſt feit Dzierzons wichtiger 
Erfindung des beweglichen Wabenbaues iſt ſie zur Kunſt, zur einträglichen Erwerbs⸗ 
quelle geworden. Die Lehrämter für Bienenzucht hatten ſich daher auch in der dama⸗ 
ligen Zeit noch nicht bewährt; fie wurden mit dem Hofdeerete vom 31. October 1781 
wieder aufgehoben. 

Dagegen verordnete die Kreisamts⸗Inſtruetion vom 21. Jänner 1783, § 89, 
den Landmann zur Bienenzucht anzuweiſen. 

Nach der Gubernialverordnung vom 22. März 1787 ſind bei den Bezirksberei⸗ 
ſungen die Landleute zur Einführung des Kleebaues, der Stallfütterung, der Bienenzucht, 
der lebenden Zäune und überhaupt zur Verbeſſerung der Landwirthſchaft durch die 
Kreisämter und Seelſorger aufzumuntern. 

Das Hofdecret vom 1. September 1785 führte faſt in allen öſterreichiſchen Ländern 
zur beſſeren Verbreitung der Bienenzucht Prämien ein, für jeden Kreis eine mit 12, 
die andere mit 6 fl.; das Hofkanzleidecret vom 31. Auguſt 1792 ſchaffte jedoch die 
Prämien wieder ab, wel geringe Prämien von einigen Gulden, wegen des zu wenigen 
Reizes nach der bisherigen Erfahrung von keiner Wirkung ſind, höhere Belohnungen 
aber anszumeſſen die jetzigen Umſtände des Staats nicht geſtatten. 

In Galizien wurden mit dem Hofdecrete vom 6. Juli 1803 abermals Prämien 
für 100 Stöcke mit 50 fl., für 50 Stöcke mit 25 eingeführt; in gleicher Weiſe wurden 
mit dem Hofkanzleidecrete vom 18. Juni 1812 Prämien in Mähren und Schleſien, 
dann mit jenem vom 22. Jänner 1824 ſolche in Steiermark eingeführt. 

Das Hoffanzleidecret vom 28. März 1828, 3. 6591, ſtellte die Prämien 
wieder ab und empfahl durch Pflanzung von Lindenbäumen an öffentlichen Heer- und 
Bezirksſtraßen die Bienenzucht mittelbar zu fördern. 

Eine ähnliche Aufforderung, das Landvolk zur mehreren Pflanzung der Linden 
und des Akazienbaumes vorzüglich in den Dörfern und um die Wohnungen und Wirth⸗ 
ſchaftsgebäude zur Vermehrung der Bienenzucht und Abwendung der Feuersgefahr 
aufzumuntern, war ſchon mit dem Hofkanzleidecret vom 12. December 1799 ergangen. 

Eine Verordnung der obderennſiſchen Landesregierung vom 25. Auguſt 1803 
empfahl ſtatt des der Bienenzucht ſchädlichen Abtödtens der Bienen hinſichtlich der 
leichteren Abſonderung die Faſſung der Schwärme in Stöcken jener in Körben vor⸗ 
zuziehen. 

Eine für das Bienenrecht höchſt wichtige Beſtimmung enthält das für Kärnten 
erlaſſene Hofdecret vom 30. Juni 1796 (Kropatſchek, Geſ. Joſeph II. 8. Bd. S. 7), 
welches in Betreff der Ueberführung der Bienenſtöcke von Ober⸗ und Unterfärnten 
Folgendes feſtſetzt. „Die fernere Geſtattung der Ueberführung der Bienenſtöcke von Ober⸗ 
nach Unterkärnten wird unter den Vorſichten anbefohlen, daß bei der Aufſtellung fremder 
Bienenſtöcke der ſchickſamſte Ort, das iſt, nahe an den blühenden Haidefeldern 
gewählt, daß ſolche von den einheimiſchen Bienenſtöcken wenigſtens in einer Ent⸗ 
fernung einer Vierteſſtunde, und allenfalls auch, wenn Die Aufftellung in einer An⸗ 
höhe über einheimiſche Bienenhütten der Länge nach geſchieht, von einer halben 
Stunde vorgenommen, daß die Einführungszeit am 16. Auguſt und die Rückführung 
längſtens bis 9. September genau beobachtet, daß nicht einem Diftricte eine zu große 
Anzahl der fremden Bienenſtöcke geftattet, ſondern daß ſelbe in Gegenden vertheilt, 
und eine verhältnißmäßige Eintheilung (bei mangelndem Einvernehmen) der fremden 
Bienenväter und der Eigenthümer der Haidenfelder veranſtaltet werde“. 

Es ſcheint wohl dies eines jener politiſchen Gefetze zu ſein, von welchen das 
allgemeine bürgerliche Geſetzbuch $ 383 ſagt: „Wie der Honigraub, der durch fremde 
Bienen geſchieht, zu verhindern ſei, iſt in den politiſchen Geſetzen feſtgeſetzt“. Nach 
$ 384 find häusliche Bienenſchwärme kein Gegenſtand des freien Thierfanges, viel⸗ 
mehr hat der Eigenthümer das Recht, fie auf fremdem Grund zu verfolgen, doch ſoll 
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er dem Grundbeſitzer den ihm etwa zugefügten Schaden erſetzen. Im Falle, daß der 
Eigenthümer des Mutterſtockes den Schwarm durch zwei Tage nicht verfolgt hat, 
kann ihn auf gemeinem Grunde jedermann, auf dem feinigen der Grundeigenthümer 
für ſich nehmen und behalten. 

Im Jahre 1807 verfuchte man es, die Bienenzucht auch für die Statiſtik zu⸗ 
gänglich zu machen, indem man mit der böhmiſchen Gubernialverorduung vom 
14. März 1807 jährlich tabellariſche Verzeichniſſe der Bienenhälter und der von den⸗ 
ſelben gehaltenen Bienenſtöcke abverlangte. Man ſcheint jedoch nicht gewußt zu haben, 
dieſe Ausweiſe richtig zu verwerten und ließ es laut Gubernialverordnung vom 
20. Jänner 1827 von denſelben wieder abkommen. 

Von da an finden wir durch eine lange Reihe von Jahren Feine Regierungs⸗ 
maßregeln im Intereſſe der Bienenzucht zu verzeichnen. Erſt im Jahre 1854 geſchah 
wieder ein wichtiger Schritt, indem das Miniſterium für Cultus und Unterricht, 
überzeugt von dem wohlthätigen Einfluß, den die Volksſchule auf die Landescultur 
auszuüben vermag, über Anregung der patriotiſch⸗bkonomiſchen Gefellſchaft in 
Prag mit dem Erlaſſe vom 14. Juli 1854, Z. 8036, die Volksſchullehrer anweiſen 
ließ, fich der Hebung der Bienenzucht in Gegenden, wo ſie mit entſprechendem Nutzen 
betrieben werden kann, mit werkthätigem Eifer zu widmen, nachdem, wie der Erlaß 
bemerkt, bereits viele Landſchullehrer auf die Beförderung der landwirrhſchaftlichen Tha ⸗ 
tigkeit bald durch ihre eifrige Theilnahme an den landwirthſchaftlichen Vereinen, bald 
durch Belehrung und Ermunterung, bald durch die muſterhafte Pflege einzelner 
Zweige der Landwirthſchaft, als: der Obſtbaumzucht, des Gemüſebaues, der Reben⸗ 
und Seidencultur mit gutem Erfolge einwirken. 

Als Gegenden der obigen Art können nach dem Erlaſſe alle bezeichnet werden, 
in welchen ſich ausgedehnte Nadelwaldungen oder Auen, große Feldflächen und 
blumenreiche Wieſenfluren, Häufige Obſt⸗ und Weingärten befinden; ferner jene 
wo das Heidekorn, ſei es als erſte oder zweite Frucht, allgemein gebaut wird, über⸗ 
haupt alle jene Gegenden, wo die Bienenweiden ſich abfdien und daher eine lange 
Dauer haben, und die Bienen eine reiche Honigernte eintragen können. P. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Poſtinſpectoren im Handelsminiſterium Martin 
Du 1 und Johann Baſtl tarfrei den Titel und Charakter von Oberpoſträthen 
verliehen. N 

Seine Majeſtät haben den Generalinſpectoren der pr. öſterr. Staatsbahn 
Wenzel de Laglio und Wolfgang Bender das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 


In Fr. Karaſtat's Verlag in Brünn, in Wien bei Moriz Perles, Spiegel⸗ 
gaffe 17 iſt ſoeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen des In⸗ und Auslan⸗ 
des zu beziehen: 
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Eiſenbahn-Betriehs-Reglement 
für den Perfonen- und Frachtenverkehr, unter kritiſcher Hinweiſung auf das alte 
öſterreichiſche und das Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement Deutſchlands, dann auf 

das deutſche Handeisgeſetz ꝛc. ꝛc. populär erläutert von 

Jur. Dr. Max. Epſtein, 
Advocaturscandidat und Redacteur des „Brünner Handels⸗ und Gewerbeblattes“. 
Für Juriſten, Eiſenbahnbeamte, Ai Juduſtrielle ſowie ſür jeden Ge⸗ 
ildeten. 
gr. 8. eleg. broſch. Preis 2 fl. ö. W. — 1 Thr. 10 Sgr. 


r mung r mm, 


6 Im Verlage der C. G. Lüderig’fchen Verlagsbuchhandlung, Carl 
Habel in Berlin erſchien ſoeben, vorräthig in jeder Buchhandlung, 
in Wien bei Moritz Perles, Stadt, Spiegelgaſſe 17: = 


Materialien der Beutſchen Meichsverfafung. 


Sammlung 


ſämmtlicher auf die Reichs verfaſſung, ihre Entſtehung und Geltung be⸗ 
züglichen Urkunden und Verhandlungen, einſchließlich insbeſondere der⸗ 
jenigen des conſtituirenden Norddeutſchen Reichtstages 1867. 


Auf Veranlaſſung und Plangebung von Prof. Dr. Fr. v. Holzendorff 
herausgegeben von 
Dr. E. Bezold. 
Band I. 50 Bogen. gr. 8. Preis 6 fl. 


Das Werk, deſſen erſter Band ſoeben erſchienen iſt, wird drei Bände 
umfafſen, welchen am Schluſſe ein vollſtändiges alphabetiſches Sach⸗ und 
Sprechregiſter wird beigegeben werden. Band II. und III., welche im Mann⸗ 
ſeript vollſtändig fertig find, befinden ſich unker der Preſſe und werden zu⸗ 
ſammen ausgegeben werden. Beſtellungen auf des complete Werk, ſo wie 
auf Band J. apart, nimmt jede Buchhandlung entgegen. 
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Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piftori. 


